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- Drudksache 3568 - 


Die in der Kleinen Anfrage an gesprochenen Viehverluste im Kreis 
Kehl und anderen südbadischen Kreisen können entstanden sein 
durch Maßnahmen 

a) deutscher ziviler Behörden 

b) der ehemaligen deutschen Wehrmacht 

c) des ehemaligen Reichsnährstandes 

d) der ehemaligen Besatzungsmächte. 

Soweit, abgesehen von Beschlagnahmen aufgrund des Reichsleistungs- 
gesetzes, Viehverluste seinerzeit aufgrund deutscher Maßnahmen - 
a) bis c) “ im Zusammenhang mit dem Vordringen alliierter Truppen 
oder durch unmittelbare Feindeinwirkung (z. B. Beschuß) entstanden 
sind, handelt es sich um Kriegssachschäden. Für Kriegssachschäden 
werden Ausgleichsansprüche nach Maßgabe des Lastenausgleichs ge- 
setzes gewährt. Neben diesen Ausgleichsansprüchen bestehen wegen 
der gleichen Verluste keine Ansprüche aus Enteignung, enteignungs- 
ähnlichen Tatbeständen oder Aufopferung gegen die öffentliche 
Hand (BGH 8, 356 ff.) 

Gegen das Deutsche Reich und den Reichsnährstand könnten somit 
nur noch Ansprüche gegeben sein, die auf dem Relchsleistungsgesctz 
oder vertraglichen Vereinbarungen beruhen. Solche Ansprüche mögen 
in einzelnen Fällen durch Abschluß von Kaufverträgen oder ähn- 
lichen Verträgen begründet worden sein. Soweit diese Ansprüche 
gegen das Deutsche Reich oder den Reichsnährstand bestehen sollten, 
werden sie im Allgemeinen Kriegsfolgengesetz oder im Reichsnähr- 
standsabwicklungsgesetz geregelt. Die Ansprüche gegen das Deutsche 
Reich gehen nach dem Entwurf des Kriegsfolgengesetzes in seiner 
jetzigen Fassung unter. Die Gläubiger haben nur die Möglichkeit, 
Härteleistungen zu beantragen, wenn sie infolge der Nichterfüllung 
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ihrer Ansprüche durch das Deutsdie Reich in eine dringende sozi- 
ale Notlage geraten sind. Die Ansprüche gegen den Reichsnährstand 
werden voraussichtlich im Rahmen seiner Abwicklung erfüllt werden 
können, da nach dem bisher gewonnenen Überblick das Vermögen 
des Reichsnährstandes zur Befriedigung der Gläubiger ausreichen wird. 

Soweit Verluste durch ordungs gemäße Requisitionsmaßnahmen der 
ehemaligen Besatzungsmächte entstanden sind, war ein Anspruch 
auf Vergütung der Leistung gegen die ehemaligen Besatzungsmächte 
gegeben. Soweit Viehverluste durch sogenannte irreguläre Requisitio- 
nen der ehemaligen Besatzungsmächte eingetreten sein sollten, ist zu 
unterscheiden, ob die irregulären Requisitionen vor oder nach dem 
1. August 1945 vorgenommen worden sind. Im ersteren Falle sind 
die durch die irregulären Requisitionen entstandenen Schäden als 
Kriegssachschäden anzusehen, für die bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen Ausgleichsansprüche nach dem Lastenausgleichsge- 
setz ;in Betracht kommen können. Soweit irreguläre Requisitionen 
nach dem 31. Juli 1945 vorgenommen worden sind, stellen sie 
Besatzungsschäden dar, für die nach den von den ehemaligen Be- 
satzungsmächten erlassenen Vorschriften eine Entschädigung gewährt 
werden konnte. An die Stelle der besatzungsrechtlichen Entschädi- 
gungsvorschriften ist das Gesetz über die Abgeltung von Besatzungs- 
schäden vom 1. Dezember 1955 (BGBl. I S. 734) getreten. Ob und 
inwieweit Entschädigungen nach diesem Gesetz in den Fällen, die 
den Gegenstand der Kleinen Anfrage bilden, gewährt werden kön- 
nen, vermag ich ohne Kenntnis der Tatbestände im einzelnen nicht 
zu beurteilen. 

Die Frage der Entschädigung für Verluste durch den Viehabtrieb 
oder die Beschlagnahme von Vieh bzw. Entnahmen durch die alli- 
ierten Truppen ist danach im wesentlichen bereits geregelt. Etwa 
noch gegen das Deutsche Reich oder den Reichsnährstand bestehende 
Rechtsansprüche aufgrund des Reichsleistungsgesetzes oder aus Ver- 
trägen finden mit dem Inkrafttreten des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes und des Reichsnährstandsabwicklungsgesetzes ihre ab- 
schließende Regelung. 

Bei dieser Sachlage halte ich es nicht für vertretbar und sehe ich 
auch keine Möglichkeit, zusätzlich zu den bereits bestehenden oder 
vorgesehenen Regelungen vorab noch eine Sonderregelung zu treffen, 
wie dies offenbar von einem Teil der Betroffenen angestrebt wird. 


Schaffer 



